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635. Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Italienischen Republik zur Regelung
finanzieller und vermögensrechtlicher Fragen samt Anlagen und Briefwechseln

636. Bundesgesetz: Entschädigung bestimmter Vermögensverluste in Italien

635.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Vertrages zwischen der Republik Österreich und der Italieni-
schen Republik zur Regelung finanzieller und vermögensrechtlicher Fragen samt Anlagen und Brief-
wechseln wird genehmigt.

V E R T R A G
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER ITALIENISCHEN RE-
PUBLIK ZUR REGELUNG FINANZIEL-
LER UND VERMÖGENSRECHTLICHER

FRAGEN

Die Republik Österreich
und

die Italienische Republik

haben im Geiste der zwischen den beiden Staaten
bestehenden Freundschaft und im Bestreben, die
festgestellten finanziellen und vermögensrecht-
lichen Fragen zu regeln, folgendes vereinbart:

Artikel 1

(1) Zur vollständigen Bereinigung der gegen-
seitigen in der Anlage 1 angeführten vermögens-
rechtlichen und finanziellen Forderungen wird die
Italienische Republik an die Republik Österreich
eine Barzahlung von 480 Millionen Lire leisten.

(2) Die Italienische Republik verpflichtet sich
ferner, der Republik Österreich das Eigentum an
den in den Anlagen 2 und 3 angeführten Liegen-
schaften lastenfrei und die dazugehörenden Un-
ternehmungen samt allem tatsächlichen und
rechtlichen Zubehör zu verschaffen, welche der-
zeit im Eigentum der Donau-Save-Adria-Eisen-
bahn-Gesellschaft (DOSAG, vormals Südbahn-
Gesellschaft) stehen. Die Italienische Republik
wird sämtliche in diesem Zusammenhang entste-
henden finanziellen Verpflichtungen gegenüber
der genannten Gesellschaft übernehmen und die
Republik Österreich diesbezüglich schad- und
klaglos halten.
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Artikel 2

(1) Nach vollständiger Erfüllung der in Arti-
kel 1 vereinbarten Leistungen sind alle in der An-
lage 1 angeführten gegenseitigen Forderungen
endgültig verglichen.

(2) Sollte die Italienische Republik oder eine
ihr zugehörige natürliche oder juristische Person
bis zum Eintritt der Wirkung des Absatzes (1)
zufolge einer nicht mehr anfechtbaren Entschei-
dung einer hiefür zuständigen italienischen In-
stanz zu einer Leistung für eine Forderung ver-
pflichtet werden, die durch diesen Vertrag ge-
regelt worden ist (Anlage 1), verringert sich die
gemäß Absatz (1) des Artikels 1 von der Italieni-
schen Republik an die Republik Österreich zu
erbringende Leistung entsprechend um diesen Be-
trag.

Artikel 3

Die im Zusammenhang mit der Erfüllung der
Bestimmungen dieses Vertrages erforderlichen
Liegenschaftserwerbe der Republik Österreich
und der Italienischen Republik sind von allen
bundesrechtlich geregelten öffentlichen Abgaben
in Österreich sowie von allen Abgaben in Italien,
die von der italienischen Gesetzgebung vorgese-
hen sind, befreit.

Artikel 4

(1) Die Italienische Republik wird innerhalb
von 90 Tagen nach Inkrafttreten dieses Vertrages
die Vereinbarung gemäß Art. 1 erfüllen durch

a) Bezahlung des Betrages von 480 Millionen
Lire zugunsten der Republik Österreich auf
ein Konto der Österreichischen National-
bank bei der Banca d'Italia;

b) Übergabe der nach österreichischem Recht
für die Einverleibung der Eigentumsrechte
der Republik Österreich an sämtlichen in
den Anlagen 2 und 3 angeführten Liegen-
schaften und die Weiterführung der dazu,
gehörigen Unternehmen erforderlichen Ur-
kunden und Erklärungen, sowie Aushändi-
gung einer Erklärung der DOSAG, daß alle
aus dem Titel der lastenfreien Eigentums-
übertragung an die Republik Österreich der
DOSAG zu erbringenden finanziellen Lei-
stungen von der Italienischen Republik voll-
ständig erfüllt wurden und die Republik
Österreich aus jedweder diesbezüglichen
Haftung entlassen ist.

(2) Die Republik Österreich wird innerhalb
von 60 Tagen nach Unterzeichnung des vorliegen-
den Vertrages, zwischen der Übernahme der in
der Anlage 3 aufgezählten Liegenschaften in ihr
Eigentum und der Barzahlung von weiteren
25 Millionen Lire durch die Italienische Republik
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wählen. Falls die Republik Österreich es vorzieht,
die letztere Möglichkeit zu wählen, wird die
Italienische Republik der Republik Österreich
den oben erwähnten Betrag von 25 Millionen
Lire innerhalb der in Absatz (1) genannten Frist
bezahlen.

(3) Im Falle der Veräußerung der in der
Anlage 2 genannten Vermögenswerte durch die
derzeitige Eigentümerin (DOSAG) an Dritte vor
Erfüllung der Verpflichtung nach Abs. (1) lit. b)
oder im Falle einer aus sonstigen Gründen unter-
bliebenen rechtzeitigen Übertragung, wird die
Italienische Republik der Republik Österreich
einen Betrag von 125 Millionen Lire unter den
Bedingungen gemäß Abs. (1) bezahlen.

Artikel 5

Zur Klärung von Fragen, die mit der Durch-
führung dieses Vertrages zusammenhängen, wer-
den beide Vertragsstaaten einander die erforder-
lichen Informationen erteilen.

Artikel 6

Dieser Vertrag ist zu ratifizieren. Der Aus-
tausch der Ratifikationsurkunden wird in Wien
stattfinden. Der Vertrag tritt 60 Tage nach Aus-
tausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.

Zu Urkund dessen haben die gehörig ausge-
wiesenen Bevollmächtigten diesen Vertrag unter-
zeichnet und mit Siegeln versehen.

Geschehen in Rom, am 17. Juli 1971 in zwei
Urschriften, in deutscher und in italienischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Rudolf Kirchschläger m. p.

Für die Italienische Republik:

Aldo Moro m. p.
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Anlage 1

LISTE DER VERMÖGENSRECHTLICHEN UND FINANZIELLEN FORDERUNGEN,
DIE GEMÄSS ART. 1 DES ÖSTERREICHISCH-ITALIENISCHEN VERTRAGES VOM

17. JULI 1971 BEREINIGT SIND

1) Entschädigung österreichischer physischer und juristischer Personen für zufolge den nach-
stehenden italienischen Dekreten erlittene Verluste:
Königliches Dekret vom 30. Jänner 1939, Nr. 1155, veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale vom

19. Juni 1939;
Königliches Dekret vom 30. Jänner 1939, Nr. 1156, veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale vom

20. Juni 1939;
Königliches Dekret vom 30. Jänner 1939, Nr. 1157, veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale vom

20. Juni 1939;
Königliches Dekret vom 30. Jänner 1939, Nr. 1158, veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale vom

20. Juni 1939;
Königliches Dekret vom 30. Jänner 1939, Nr. 1159, veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale vom

20. Juni 1939;
Königliches Dekret vom 6. März 1939, Nr. 2961, veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale vom

6. Juli 1939;
Königliches Dekret vom 30. März 1939, Nr. 2979, veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale vom

8. Juli 1939;
.2) Entschädigung österreichischer Mitglieder von Agrargemeinschaften im Kanaltal für als Folge

der Umsiedlung erlittene Verluste von Rechten, die sich aus dieser Eigenschaft ergeben (sogenannte
Anteilsrechte, sogenannte usi civici).

3) Italienisches Extra-Reliefguthaben (Übereinkommen betreffend finanzielle Fragen, abge-
schlossen in Wien am 24. November 1930, Artikel 6).

4) Pensionen der ehemaligen Pensionisten der Südbahn (Übereinkommen betreffend finanzielle
Fragen, abgeschlossen in Wien am 24. November 1930, Artikel 6).

5) Entschädigung für bewegliche italienische Restitutionsgüter, die nach dem letzten Weltkrieg
nicht an Italien zurückgestellt worden sind.

6) Refundierung der von Österreich geleisteten Entschädigungen an italienische Staatsbürger
für Kriegsschäden in Österreich.

7) Saldo aus dem Diplomaten-clearing von 1946 bis 1949.

8) Italienische Schulden aus Pensionen auf Grund des gemeinsamen österreichisch-italienischen
Protokolls von Rom vom 25. Juli 1953.

9) Behauptetes Guthaben der Zweigstelle Innsbruck der DUT gegenüber dem italienischen
Staat.
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Anlage 2

SÜDBAHNHOTEL SEMMERING
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Anlage 3

EINZELGRUNDSTÜCKE
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Rom, am 17. Juli 1971

Herr Minister,

im Zuge der Verhandlungen, die zur heute
erfolgten Unterzeichnung des österreichisch-italie-
nischen Vertrages zur Regelung finanzieller und
vermögensrechtlicher Fragen geführt haben, hat
die österreichische Regierung den Wunsch ge-
äußert, im Interesse der wirtschaftlichen Verhält-
nisse der österreichischen Agrargemeinschaften
des Gailtales eine befriedigende Behandlung von
Anliegen betreffend die Ausübung der Weide, den
Holzbezug, die Wasserversorgung, die Viehtränke,
den Viehtrieb sowie die Herstellung und Erhal-
tung von Zäunen, auf Grundstücken im Eigen-
tum des Ente Nazionale per le Tre Venezie sei-
tens dieser Agrargemeinschaften herbeizuführen.

Die italienische Regierung hat diesen Wunsch
als Empfehlung zur Kenntnis genommen und
wird nicht verfehlen, zu diesem Zwecke, immer
wenn es möglich ist, ihre guten Dienste beim
Ente zur Verfügung zu stellen.

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck
meiner vorzüglichsten Hochachtung.

Rudolf Kirchschläger m. p.

S. E.
Herrn Prof. Aldo Moro
Minister für Auswärtige Angelegenheiten
Rom

Rom, am 17. Juli 1971

Herr Bundesminister,

ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens
vom heutigen Tage zu bestätigen, das wie folgt
lautet:

„Im Zuge der Verhandlungen, die zur heute
erfolgten Unterzeichnung des österreichisch-
italienischen Vertrages zur Regelung finanzieller
und vermögensrechtlicher Fragen geführt haben,
hat die österreichische Regierung den Wunsch ge-
äußert, im Interesse der wirtschaftlichen Verhält-
nisse der österreichischen Agrargemeinschaften
des Gailtales eine befriedigende Behandlung von
Anliegen betreffend die Ausübung der Weide,
den Holzbezug, die Wasserversorgung, die Vieh-
tränke, den Viehtrieb sowie die Herstellung und
Erhaltung von Zäunen, auf Grundstücken im
Eigentum des Ente Nazionale per le Tre Venezie
seitens dieser Agrargemeinschaften herbeizufüh-
ren.
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Die italienische Regierung hat diesen Wunsch
als Empfehlung zur Kenntnis genommen und
wird nicht verfehlen, zu diesem Zweck, immer
wenn es möglich ist, ihre guten Dienste beim
Ente zur Verfügung zu stellen."

Ich beehre mich, das Einverständnis der italieni-
schen Regierung mit dem Vorstehenden zu be-
stätigen.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den
Ausdruck meiner vorzüglichsten Hochachtung.

Aldo Moro m. p.

S. E.
Herrn Dr. Rudolf K i r c h s c h l ä g e r
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten
der Republik Österreich

Rom, am 17. Juli 1971

Herr Minister,

im Zuge der Verhandlungen, die zur heute er-
folgten Unterzeichnung des österreichisch-italieni-
schen Vertrages zur Regelung finanzieller und
vermögensrechtlicher Fragen geführt haben, hat
die österreichische Seite den Wunsch vorgebracht,
daß österreichische Erben nach italienischen
Staatsangehörigen für deren Verluste an zurück-
gelassenem oder konfisziertem Vermögen in Ju-
goslawien und in der Zone B, von der das Memo-
randum von London vom 5. Oktober 1954 han-
delt, ebenso wie Personen, die im Zeitpunkt
solcher Verluste die italienische Staatsbürger-
schaft besaßen, später jedoch die österreichische
Staatsbürgerschaft erworben haben, in die italieni-
sche Entschädigungsregelung einbezogen werden.

Von italienischer Seite wird die Zusicherung
gegeben, daß der österreichische Wunsch, den zu-
ständigen italienischen Behörden zwecks wohl-
wollendster Prüfung im Rahmen der geltenden
italienischen Gesetzgebung vorgetragen werden
wird.

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck
meiner vorzüglichsten Hochachtung.

Rudolf Kirchschläger m. p.

S. E.
Herrn Prof. Aldo Moro
Minister für Auswärtige Angelegenheiten
Rom
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Rom, am 17. Juli 1971

Herr Bundesminister,

ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens
vom heutigen Tage zu bestätigen, das wie folgt
lautet:

„Im Zuge der Verhandlungen, die zur heute
erfolgten Unterzeichnung des österreichisch-
italienischen Vertrages zur Regelung finanzieller
und vermögensrechtlicher Fragen geführt haben,
hat die österreichische Seite den Wunsch vorge-
bracht, daß österreichisch« Erben nach italieni-
schen Staatsangehörigen für deren Verluste an zu-
rückgelassenem oder konfisziertem Vermögen in
Jugoslawien und in der Zone B, von der das Me-
morandum von London vom 5. Oktober 1954
handelt, ebenso wie Personen, die im Zeitpunkt
solcher Verluste die italienische Staatsbürger-
schaft besaßen, später jedoch die österreichische
Staatsbürgerschaft erworben haben, in die italieni-
sche Entschädigungsregelung einbezogen werden.

Von italienischer Seite wird die Zusicherung
gegeben, daß der österreichische Wunsch den zu-
ständigen italienischen Behörden zwecks wohlwol-
lendster Prüfung im Rahmen der geltenden
italienischen Gesetzgebung vorgetragen werden
wird."

Ich beehre mich, das Einverständnis der
italienischen Regierung mit dem Vorstehenden zu
bestätigen.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den
Ausdruck meiner vorzüglichsten Hochachtung.

Aldo Moro m. p.

S. E.
Herrn Dr. Rudolf K i r c h s c h l ä g e r
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten
der Republik Österreich

Rom, am 17. Juli 1971

Herr Minister,

bei den durch den heute unterzeichneten Ver-
trag abgeschlossenen Verhandlungen wurde auch
ein Anspruch der Tiroler Gebietskrankenkasse
für Arbeiter und Angestellte in Innsbruck, vor-
mals Allgemeine Arbeiter-, Kranken- und Unter-
stützungskasse in Innsbruck, gegen das Ente
Nazionale Assistenza Lavoratori wegen der Lie-
genschaft EZ 449 KG Bozen behandelt.

Dieser Anspruch, der außerhalb des Vertrages
bleibt, könnte durch direkte Verhandlungen
zwischen der Tiroler Gebietskrankenkasse und
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dem Ente Nazionale Assistenza Lavoratori gere-
gelt werden, welchem eine wohlwollende Erwä-
gung empfohlen werden wird.

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck
meiner vorzüglichsten Hochachtung.

Rudolf Kirchschläger m. p.

S. E.
Herrn Prof. Aldo M o r o
Minister für Auswärtige Angelegenheiten
R o m

Rom, am 17. Juli 1971

Herr Bundesminister,

ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens
vom heutigen Tage zu bestätigen, das wie folgt
lautet:

„Bei den durch den heute unterzeichneten Ver-
trag abgeschlossenen Verhandlungen wurde auch
ein Anspruch der Tiroler Gebietskrankenkasse für
Arbeiter und Angestellte in Innsbruck, vormals
Allgemeine Arbeiter-, Kranken- und Unterstüt-
zungskasse in Innsbruck, gegen das Ente Nazio-
nale Assistenza Lavoratori wegen der Liegen-
schaft EZ 449 KG Bozen behandelt.

Dieser Anspruch, der außerhalb des Vertrages
bleibt, könnte durch direkte Verhandlungen
zwischen der Tiroler Gebietskrankenkasse und
dem Ente Nazionale Assistenza Lavoratori gere-
gelt werden, welchem eine wohlwollende Erwä-
gung empfohlen werden wird."

Ich beehre mich, das Einverständnis der
italienischen Regierung mit dem Vorstehenden zu
bestätigen.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den
Ausdruck meiner vorzüglichsten Hochachtung.

Aldo Moro m. p.

S. E.
Herrn Dr. Rudolf K i r c h s c h l ä g e r
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten
der Republik Österreich

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für
Finanzen, vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft und vom Bundesminister für Aus-
wärtige Angelegenheiten gegengezeichnete Ratifikationsurkunde wurde am 19. November 1973 aus-
getauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. 6 am 18. Jänner 1974 in Kraft.

Kreisky
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6 3 6 . Bundesgesetz vom 25. Jänner 1973
über die Entschädigung bestimmter Ver-

mögensverluste in Italien

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1. Nach Maßgabe der Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes ist Entschädigung zu gewähren:

1. Für den Verlust von Liegenschaften auf
italienischem Gebiet, die auf Grund der
königlich-italienischen Dekrete
a) vom 30. Jänner 1939, Nr. 1155, ver-

öffentlicht in der Gazzetta Uffiziale vom
19. Juni 1939,

b) vom 30. Jänner 1939, Nr. 1156, ver-
öffentlicht in der Gazzetta Uffiziale vom
20. Juni 1939,

c) vom 30. Jänner 1939, Nr. 1157, ver-
öffentlicht in der Gazzetta Uffiziale vom
20. Juni 1939,

d) vom 30. Jänner 1939, Nr. 1158, ver-
öffentlicht in der Gazzetta Uffiziale vom
20. Juni 1939,

e) vom 30. Jänner 1939, Nr. 1159, ver-
öffentlicht in der Gazzetta Uffiziale vom
20. Juni 1939,

f) vom 6. März 1939, Nr. 2961, veröffent-
licht in der Gazzetta Uffiziale vom 6. Juli
1939,

g) vom 30. März 1939, Nr. 2979, ver-
öffentlicht in der Gazzetta Uffiziale vom
8. Juli 1939,

zugunsten des Ente di rinascita agraria per
le Tre Venezie enteignet wurden.

2. Für den Verlust von Anteilsrechten an
Agrargemeinschaften im Kanaltal, die auf
Grund der im Jahre 1939 zwischen dem
Deutschen Reich und dem Königreich Italien
getroffenen Abreden über den Abschluß von
Umsiedlungsverträgen nicht abgelöst worden
sind.

§ 2. Die Entschädigung ist zu gewähren:
1. Personen, in deren Vermögen der Verlust

unmittelbar eingetreten ist oder

2. ihren Rechtsnachfolgern,
wenn sie am 17. Juli 1971 als physische Personen
österreichische Staatsbürger waren oder als juri-
stische Personen ihren Sitz auf dem Gebiet der
Republik Österreich gehabt haben.

§ 3. (1) Der Anspruch auf Entschädigung gilt
als am 17. Juli 1971 entstanden.

(2) Solange die Entschädigung dem Grunde
und der Höhe nach nicht feststeht, kann zwar
eine letztwillige Anordnung getroffen werden,

doch ist eine Pfändung unzulässig und eine
rechtsgeschäftliche Verfügung über den Anspruch
ohne rechtliche Wirkung.

§ 4. (1) Rechtsnachfolgern steht eine Ent-
schädigung entsprechend dem Ausmaß ihrer An-
teile in der nachgewiesenen Rechtsnachfolge zu.

(2) Hat bei einer Rechtsnachfolge von Todes
wegen eine Verlassenschaftsabhandlung über das
im § 1 genannte Vermögen nicht stattgefunden,
so ist der Anspruch auf Entschädigung nach
diesem Bundesgesetz in Österreich abzuhandeln.
In diesem Falle ist der Entschädigungsanspruch
in bürgerlich-rechtlicher Hinsicht so anzusehen,
als hätte er sich bereits zu Lebzeiten des Erb-
lassers in dessen Vermögen befunden.

(3) Fehlen die Voraussetzungen für die örtliche
Zuständigkeit eines österreichischen Gerichtes zur
Abhandlung des Entschädigungsanspruches oder
sind sie nicht zu ermitteln, so ist für diese
Abhandlung das Bezirksgericht Innere Stadt Wien
zuständig.

§ 5. (1) Ist der Verlust in einem im Eigentum
mehrerer Personen stehenden Vermögen einge-
treten, so ist die Entschädigung jedem Miteigen-
tümer entsprechend seinem Vermögensanteil im
Zeitpunkt des Verlustes zu gewähren.

(2) Ist der Verlust im gemeinschaftlichen Ver-
mögen der Gesellschafter einer Personenvereini-
gung nach bürgerlichem Recht oder im Vermögen
einer Personengesellschaft des Handelsrechtes ein-
getreten, so ist die Entschädigung jedem Gesell-
schafter, der die persönlichen Voraussetzungen
gemäß § 2 erfüllt, entsprechend seiner im Zeit-
punkt des Verlustes sich ergebenden Beteiligung
am Vermögen der Gesellschaft zu gewähren.

§ 6. Ist der Verlust im Vermögen einer nach
Entstehung des Verlustes aufgelösten juristischen
Person (Agrargemeinschaft) eingetreten, so ist die
Entschädigung jedem nach der aufgelösten juristi-
schen Person Berechtigten, der die persönlichen
Voraussetzungen gemäß § 2 erfüllt, entsprechend
seinem Anteil aus der Abwicklung (Einzelteilung)
zu gewähren.

II. Verfahren

§ 7. (1) Entschädigungsansprüche nach diesem
Bundesgesetz sind bei sonstigem Ausschluß bis
zum 31. Dezember 1974 anzumelden. Der Post-
lauf wird in die Frist nicht eingerechnet.

(2) Die Anmeldungen sind einzubringen:
1. Für Vermögensverluste gemäß § 1 Z. 1 lit a

bis f und § 1 Z. 2 bei der Finanzlandes-
direktion für Kärnten in Klagenfurt;

2. für Vermögensverluste gemäß § 1 Z. 1 lit. g
bei der Finanzlandesdirektion für Tirol in
Innsbruck.
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§ 8. (1) Die Anmeldungen sind an keine be-
stimmte Form gebunden; sie haben den Namen
und die Anschrift des Entschädigungswerbers
sowie die Bezeichnung der Vermögenswerte zu
enthalten, für deren Verlust Entschädigung be-
gehrt wird.

(2) Die zum Beweis einer behaupteten Rechts-
nachfolge und der im § 2 genannten Voraus-
setzungen dienenden Urkunden sind der Anmel-
dung in beglaubigter Abschrift beizufügen. Nicht
in deutscher Sprache abgefaßten Schriftstücken ist
eine beglaubigte Übersetzung anzuschließen.

(3) Wurden Vermögensverluste der im § 1
bezeichneten Art bereits bei österreichischen
Behörden oder Dienststellen angemeldet, so ist
dies in der Anmeldung anzuführen.

§ 9. Für das Verfahren nach diesem Bundes-
gesetz gelten die Bestimmungen des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes — AVG 1950,
BGBl. Nr. 172/1950.

§ 10. (1) Die gemäß § 7 Abs. 2 zuständige
Finanzlandesdirektion entscheidet mit Bescheid
über den angemeldeten Anspruch und hat auf
Leistung der zu gewährenden Entschädigung zu
erkennen.

(2) Gegen einen Bescheid der Finanzlandes-
direktion ist die Berufung an das Bundesmini-
sterium für Finanzen zulässig; diese kann auch
von der Finanzprokuratur erhoben werden, die
im Verfahren die Stellung einer Partei hat.

(3) Die Zahlung der zuerkannten Entschädi-
gung ist von der Finanzlandesdirektion binnen
vier Wochen nach Rechtskraft des Bescheides zu
vollziehen.

III. Ermittlung der Entschädigung

§ 11. (1) Zur Ermittlung der jedem Anspruchs-
berechtigten zu gewährenden Entschädigung ist
von den in den Anlagen 1 und 2 zu diesem

Bundesgesetz festgesetzten Entschädigungswerten
für die gemäß § 1 in Anspruch genommenen
Vermögen auszugehen.

(2) Der ermittelte Entschädigungsbetrag ist
auf volle zehn Schilling aufzurunden.

§ 12. Ober die in der Anlage angeführten
Beträge hinaus können Ansprüche im Zusam-
menhang mit den im § 1 genannten Vermögens-
verlusten nicht geltend gemacht werden.

IV. Weitere Bestimmungen

§ 13. (1) Entschädigungen, die auf Grund der
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gewährt
werden, sind keine steuerpflichtigen Einnahmen.

(2) Die durch die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes unmittelbar veranlaßten Schriften, Amts-
handlungen und Rechtsgeschäfte sind von den
Stempel- und Rechtsgebühren und den Bundes-
verwaltungsabgaben befreit.

(3) Im Falle der Gewährung einer Entschädi-
gung an Rechtsnachfolger von Todes wegen
bleibt die Verpflichtung zur Entrichtung der im
Zusammenhang mit dem Erwerb von Todes
wegen und mit der Durchführung des Verlassen-
schaftsverfahrens entstehenden Abgaben mit der
Maßgabe unberührt, daß alle für die Verjährung
der Erbschaftssteuer jeweils maßgeblichen Fristen
mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes zu
laufen beginnen.

§ 14. Dieses Bundesgesetz tritt gleichzeitig mit
dem Vertrag zwischen der Republik Österreich
und der Italienischen Republik vom 17. Juli 1971
zur Regelung finanzieller und vermögensrecht-
licher Fragen in Kraft.

§ 15. Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist der Bundesminister für Finanzen, hin-
sichtlich des § 4 im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Justiz, betraut.

Jonas
Kreisky Androsch Broda
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